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Antrag
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Gemeinsame Position der Europäischen Union zum Waffenembargo gegenüber
der Volksrepublik China

Der Bundestag wolle beschließen:

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:
Der Deutsche Bundestag bekräftigt seinen Beschluss vom 28. Oktober 2004, in
dem er sich für eine konditionierte Aufhebung des Waffenembargos der EU
gegenüber China ausgesprochen hat. Weitere Verbesserungen der Menschen-
rechtslage in der Volksrepublik China (VR) werden als ebenso unerlässlich für
die Aufhebung festgestellt wie eine friedliche Streitbeilegung mit Taiwan.
Der Beschluss des Nationalen Volkskongresses der VR China zum Anti-Abspal-
tungsgesetz hat eine Aufhebung des Waffenembargos zusätzlich erschwert. Der
Deutsche Bundestag geht davon aus, dass Verbesserungen in den Beziehungen
zwischen Taiwan und der VR China das Zustandekommen einer gemeinsamen
Position innerhalb der EU erleichtern würden.

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung  auf,
1. sich für eine gemeinsame Position der EU zur Politik gegenüber der VR China

einzusetzen.
Wesentliche Bestandteile dieser Politik sollen sein:
– die laufende Überprüfung des EU-Waffenembargos gegenüber der VR China

vor dem Hintergrund der Menschenrechte und der friedlichen Streitbeilegung
mit Taiwan,

– eine einheitliche und verbindliche Rüstungsexportpolitik gegenüber China.
2. eine Aufhebung des Waffenembargos bei Fortschritten in China in folgenden

Bereichen in Betracht zu ziehen:
– die rasche Ratifizierung und Umsetzung des VN-Paktes über politische und

bürgerliche Rechte,
– die weitere Umsetzung der jüngsten Verfassungsänderungen im Bereich der

Menschenrechte und des Privateigentums,
– die Stärkung substantieller Autonomierechte für ethnische Minderheiten,
– die Nichtverbreitung von Material und Technologien im Zusammenhang mit

Massenvernichtungswaffen und Trägerraketen,
– die friedliche Streitbeilegung mit Taiwan,



Drucksache 15/5467 – 2 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44

ISSN 0722-8333

– die Freilassung der mehr als 80 Personen, die noch immer wegen ihrer Teil-
nahme an den Protesten auf dem Platz des Himmlischen Friedens 1989 inhaf-
tiert sind.

3. sich weiterhin für die Überarbeitung eines verbindlichen EU-Verhaltensko-
dexes zur Rüstungsexportpolitik einzusetzen und die Anwendung der restrik-
tiven Rüstungsexportpolitik der Bundesrepublik Deutschland beizubehalten.

Berlin, den 11. Mai 2005

Franz Müntefering und Fraktion
Katrin Göring-Eckardt, Krista Sager und Fraktion


